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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung 
einer gemeinschaftlichen Regelung zur Erhaltung und Bewirtschaftung 
der Fischereiressourcen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 43, 

gestützt auf die Beitrittsakte, insbesondere auf 
Artikel 102 und 103, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses. 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaft ist über- 
eingekommen, daß die Mitgliedstaaten in einer 
konzertierten Aktion ihre Fischereizone vor ihrer 
Nordsee- und Nordatlantikküste mit Wirkung vom 
1. Januar 1977 auf 200 Meilen ausdehnen, ohne da- 
mit einer gleichartigen Maßnahme in den übrigen, 
ihrer unter ihre Gerichtsbarkeit fallenden Fischerei- 
zonen, vor allem im Mittelmeer, vorzugreifen. In 
diesem Zusammenhang ist es in Anbetracht der 
Überfischung der Bestände der wichtigsten Arten 
erforderlich, daß die Gemeinschaft sowohl im Inter- 
esse der Fischer als auch im Interesse der Verbrau- 
cher durch eine geeignete Politik zum Schutz der 
Fischgründe die Erhaltung und Wiederauffüllung 
der Bestände gewährleistet. Somit ist es in Ergän- 
zung der Verordnung (EWG) Nr. 101/76 des Rates 
vom 19. Januar 1976 über die Einführung einer ge- 
meinsamen Strukturpolitik für die Fischwirt- 


schaft angezeigt, eine gemeinschaftliche Rege- 
lung für die Erhaltung und Bewirtschaftung der 
Fischereiressourcen zu schaffen, die ihre ausgewo- 
gene Nutzung garantiert. 

Diese Regelung muß insbesondere Maßnahmen 
zur Bestandserhaltung, gegebenfalls verbunden mit 
Beschränkungen für die Fischereitätigkeit, Regeln 
für die Nutzung der Ressourcen, besondere Bestim- 
mungen für die Küstenfischerei sowie Strukturmaß- 
nahmen umfassen. 

Die Maßnahmen zur Regelung der Fischereitätig- 
keit können mit Begrenzungen der zulässigen Fän- 
ge je Art oder Artengruppe verbunden sein, was 
sich in der Festsetzung zulässiger Fangmengen für 
die einzelnen Bestände oder Gruppen von Bestän- 
den niederschlagen wird. 

Die zulässige Fangmenge der Mitgliedstaaten 
wird ermittelt, indem die je Art oder Artengruppe 
zulässige Gesamtfangmenge um die dritten Ländern 
in Gewässern unter der Gerichtsbarkeit der Mit- 
gliedstaaten zugestandenen Fangmengen vermin- 
dert und um die Fänge außerhalb dieser Gewässer 
erhöht wird. 

Die Küstenbevölkerung Irlands und der nördli- 
chen Gebiete des Vereinigten Königreichs ist be- 
spnders auf den Fischfang und die damit verbunde- 
nen Industriezweige angewiesen. Eine Regelung 
über die Begrenzung der Fischereitätigkeit kann 
besonders schwerwiegende soziale und wirtschaftli- 
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che Folgen in diesen Gebieten haben. Es ist daher 
angezeigt, für die wichtigsten Arten im Rahmen der 
Gesamtfangmenge eine Gemeinschaftsreserve vor- 
zusehen, die auf diese Gebiete aufzuteilen ist, um 
den lebenswichtigen Interessen dieser Bevölkerung 
entgegenzukommen. 

Die Aufteilung der Gesamtfangmenge auf die 
Mitgliedstaaten nach Abzug der obengenannten Re- 
serve muß unter Berücksichtigung ihrer histori- 
schen Fänge eines bestimmten Bezugszeitraums er- 
folgen. 

Es ist erforderlich, die Anwendung der Bestim- 
mungen über die Aufteilung der Gesamtfangmenge 
auf einen Zeitraum bis zum 31. Dezember 1982 zu 
begrenzen und ihre Überprüfung ins Auge zu fas- 
sen, um unter Berücksichtigung der bis dahin ge- 
wonnenen Erfahrung und der Ergebnisse der Be- 
standserhaltungspolitik festzulegen, welche Bestim- 
mungen über diesen Zeitpunkt hinaus anzuwenden 
sind. 

Es ist angezeigt, zugunsten der Küstenfischerei 
besondere Bestimmungen zu erlassen, die es diesem 
Sektor ermöglichen, sich den neuen Nutzungsbe- 
dingungen im Anschluß an die Schaffung der 200- 
Meilen-Fischereizone anzupassen. Zu diesem Zweck 
ist es erforderlich, unverzüglich die in Artikel 100 
und 101 der Beitrittsakte vorgesehene Regelung 
über den 31. Dezember 1982 hinaus zu verlängern 
und außerdem die zu ermächtigen, auf die inner- 
halb einer 12-Meilengrenze gelegenen und nicht in 
Artikel 100 und 101 dieser Akte genannten Küsten- 
zonen eine Regelung anzuwenden, wie sie mit den 
genannten Artikeln geschaffen wurde. Alle diese 
Bestimmungen werden jedoch vom Rat bis zum 
31. Dezember 1982 auf der Grundlage eines Berichts 
der Kommission noch einmal überprüft. 

Die Schaffung einer gemeinschaftlichen Regelung 
zur Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischerei- 
ressourcen muß mit der Schaffung eines wirksamen 
Systems der Kontrolle der Fischereitätigkeit an Ort 
und Stelle sowie der Anlandungen verbunden sein. 
Zu diesem Zweck muß unter anderem schrittweise 
ein System eingeführt werden, wonach für jede ge- 
werblich betriebene Fischereitätigkeit eine Lizenz 
erforderlich ist. Um die Lösung der Strukturproble- 
me im Anschluß an die Maßnahmen zur Begrenzung 
der Fischereitätigkeit zu erleichtern, sollten im 
Rahmen einer gemeinsamen Maßnahme im Sinne 
von Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 1970 über die Fi- 
nanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik^), zu- 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L94 
vom 28. April 1970, S. 13 


letzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 2788/72 ^) besondere Bestimmungen erlassen 
werden. 

Zur Ermittlung der wissenschaftlichen und tech- 
nischen Daten, die eine Beurteilung der Lage der 
biologischen Ressourcen des Meeres sowie der er- 
forderlichen Bedingungen zur Erhaltung der Bestän- 
de ermöglichen, muß bei der Kommission ein stän- 
diger wissenschaftlicher Ausschuß mit beratender 
Funktion eingesetzt werden. 

Zur leichteren Durchführung der in dieser Ver- 
ordnung festgelegten Bestimmungen muß ein Ver- 
fahren für die enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission in einem Ver- 
waltungsausschuß festgelegt werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

A r t i k e 1 1 

Zum Schutz der Fischgründe und Bestände sowie 
zur Sicherstellung einer ausgewogenen Nutzung 
wird eine gemeinschaftliche Regelung für die Er- 
haltung und die Bewirtschaftung der Fischereires- 
sourcen geschaffen. 

Diese Regelung umfaßt unter anderem; 

— Maßnahmen zur Bestandserhaltung, die mit Be- 
schränkungen der Fischereitätigkeit verbunden 
sein können, 

— Regeln für die Nutzung der Fischereiressour- 
cen, 

— besondere Bestimmungen für die Küstenfischerei, 

— Strukturmaßnahmen. 

Artikel 2 

1. Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission die Maßnahmen für 
die Bestandserhaltung, die zur Erreichung der in 
Artikel 1 genannten Ziele erforderlich sind. Bei 
der Ausarbeitung dieser Maßnahmen werden 
der in Artikel 13 genannte Bericht des Wissen- 
schaftlich-technischen Fischereiausschusses und 
alle weiteren vorliegenden einschlägigen Aus- 
künfte berücksichtigt. 

2. Die in Absatz 1 genannten Maßnahmen können 
für jede Art oder Artengruppe insbesondere be- 
treffen: 


®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L295 
vom 30. Dezember 1972, S. 1 


Gemäß ATtikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 21. Oktober 1976 — 14 — 680 70 — E — Ag 83176: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten vom 8. Oktober 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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a) die Einrichtung von Zonen, in denen der 
Fischfang untersagt oder auf bestimmte Zeit- 
räume, Schiffstypen oder Fanggeräte be- 
schränkt ist, 

b) die Festsetzung von Normen für die Ma- 
schenweite der Netze, 

c) die Festsetzung einer Mindestgröße oder ei- 
nes Mindestgewichts je Art, 

d) die Einschränkung der Fischereitätigkeit, ins- 
besondere durch Beschränkung der Fänge. 


Artikel 3 

Wenn es sich für eine Art oder verwandte Arten 
erforderlich erweist, die Fangmenge zu beschrän- 
ken, setzt der Rat auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit eine gesamte zulässige 
Fangmenge je Bestand oder Bestandsgruppe fest. 


Artikel 4 

1. Wenn nach Artikel 3 eine gesamte zulässige 
Fangmenge festgesetzt wird, bestimmt der Rat 
jährlich eine Pauschalmenge der Fänge, die von 
den Mitgliedstaaten vorgenommen werden dür- 
fen. 

Diese Menge entspricht den gesamten zulässi- 
gen Fangmengen in den der Oberhoheit oder der 
Gerichtshoheit der Mitgliedstaaten unterliegen- 
den Meeresgewässern, 

— abzüglich der gesamten gegebenenfalls Dritt- 
ländern bewilligten Fänge, 

— zuzüglich der gesamten außerhalb der der 
Oberhoheit oder der Gerichtshoheit der Mit- 
gliedstaaten unterliegenden Meeresgewäs- 
sern erzielten Fänge. 

2. Für jede Hauptart wird eine Gemeinschaftsre- 
serve gebildet, deren Menge je nach dem le- 
benswichtigen Bedarf der Fischer Irlands und 
der nördlichen Gebiete des Vereinigten König- 
reichs und dem Ausmaß der Verringerung der 
Fänge gegenüber der früheren Fangtätigkeit 
festgelegt wird. 

Die Reserve wird vorrangig den im vorigen Ab- 
satz genannten Fischern zugeteilt, die herkömm- 
licherweise die Bestände der betreffenden Arten 
gefangen haben. 

Der Rat legt alljährlich für die betreffenden Ar- 
ten die Menge der Gemeinschaftsreserve fest 
und beschließt über ihre Aufteilung. 

3. Die gesamte Fangmenge, abzüglich der eventu- 
ellen Gemeinschaftsreserve, verteilt der Rat un- 
ter die Mitgliedstaaten je nach den von diesen 
im Laufe eines Bezugszeitraums erzielten frühe- 
ren Fangleistungen. 

4. In den in den vorigen Absätzen genannten Fäl- 
len beschließt der Rat auf Vorschlag der Kom- 
mission mit qualifizierter Mehrheit. Nach dem 


selben Verfahren erlaßt er die allgemeinen 
Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel. 

5. Dieser Artikel gilt bis 31. Dezember 1982. Auf 
Vorschlag der Kommission erläßt der Rat nach 
dem in Artikel 43 Abs. 2 des Vertrages genann- 
ten Verfahren die Vorschriften, die nach diesem 
Zeitpunkt an Hand der Erfahrung und der Er- 
gebnisse der Politik der Bestandserhaltung anzu- 
wenden sind. 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten, die gemeinsam einen ent- 
sprechenden Antrag stellen, können ermächtigt 
werden, die ihnen nach Artikel 4 für eine Art 
oder Artengruppe zugeteilten Quoten ganz oder 
teilweise gegen eine gleichwertige Quote einer 
anderen Art oder Artengruppe zu tauschen. 

2. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel sowie die in Absatz 1 genannte Ermächti- 
gung werden nach Verfahren von Artikel 15 er- 
lassen. 

Artikel 6 

1. Abweichend von Artikel 2 der Verordnung in 
(EWG) Nr. 101/76 und unbeschadet der Anwen- 
dung der Artikel 100 und 101 der Beitrittsakte 
werden die Mitgliedstaaten ermächtigt, in den 
ihrer Hoheitsgewalt oder ihrer Gerichtsbarkeit 
unterliegenden Gewässern innerhalb einer Zone 
von 12 Seemeilen, die von den Basislinien des 
Küstenmitgliedstaats aus berechnet wird, die 
Ausübung des Fischfangs nur solchen Schiffen 
zu gestatten, die herkömmlicherweise von den 
Häfen der betreffenden Küstenzone aus in die- 
sen Gewässern Fischfang treiben. 

2. Absatz 1 berührt nicht die besonderen Fischerei- 
rechte, die jeder Mitgliedstaat zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieser Verordnung gegenüber 
einem oder mehreren anderen Mitgliedstaaten 
geltend machen konnte. Diese besonderen Rechte 
sowie diejenigen, die die Mitgliedstaaten auf 
Grund des Artikels 100 Abs. 2 der Beitrittsakte 
beanspruchen können, werden unter Berücksich- 
tigung der gemäß Artikel 2 dieser Verordnung 
getroffenen Bestandserhaltungsmaßnahmen aus- 
geübt. 

3. Dieser Artikel bleibt eben so lange in Kraft wie 
die mit Artikel 100 und 101 der Beitrittsakte und 
gemäß Artikel 7 dieser Verordnung eingeführte 
Regelung. 

Artikel 7 

Die Anwendung der mit Artikel 100 und 101 der 
Beitrittsakte festgelegten Regelung wird über den 
31. Dezember 1982 hinaus verlängert, vorbehaltlich 
der Beschlüsse, die der Rat vor diesem Zeitpunkt 
auf Vorschlag der Kommission anhand der Ergeb- 
nisse der von ihm vorzunehmenden Überprüfung 
der Vorschriften dieses Artikels und des Artikels 6 
auf der Grundlage eines Berichts der Kommission 
faßt. 
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Artikel 8 

1. Für alle gewerbsmäßig betriebenen Fischereitä- 
tigkeiten wird schrittweise ein Lizenzsystem 
eingeführt. 

2. Voraussetzung für die Gewährung der Lizenzen 
ist: 

— die systematische Registrierung der: 

a) Schiffe für den gewerbsmäßig betriebenen 
Fischfang, 

b) selbständigen Fischer, die die Verantwor- 
tung für die Führung des Schiffes sowie 
die Fangoperationen haben, 

— die Verpflichtung, die Maßnahmen zur Be- 
standserhaltung, insbesondere die infolge der 
in Artikel 4 genannten Aufteilung nach Mit- 
gliedstaaten zugeteilten Quoten einzuhalten, 
sowie die Verpflichtung, gegebenenfalls die 
genehmigten Fanggründe einzuhalten 

3. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
die Grundregeln für die Durchführung dieses 
Artikels. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem Verfahren von Artikel 15 
erlassen. 

Artikel 9 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
zur Durchführung dieser Verordnung erforderli- 
chen Angaben mit. Zu diesem Zweck legen sie 
der Kommission zweimal jährlich einen Bericht 
über die Durchführung der Bestandserhaltungs- 
maßnahmen und die Anwendung der ihnen zu- 
geteilten Quoten vor. 

Ferner übermitteln sie der Kommission alle 
zweckdienlichen Auskünfte über die Durchfüh- 
rung des in Artikel 8 genannten Lizenzsystems. 

2. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem Verfahren von Artikel 15 
erlassen. 

Artikel 10 

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit Kontrollmaßnahmen, um die 
Einhaltung dieser Verordnung und der zu ihrer 
Durchführung getroffenen Maßnahmen zu gewähr- 
leisten. 

Artikel 11 

Auf Vorschlag der Kommission legt der Rat nach 
dem Verfahren des Artikels 43 Abs, 2 des Vertrages 
die Zwangsmaßnahmen fest, die bei Zuwiderhand- 
lung gegen diese Verordnung und die zu ihrer 
Durchführung getroffenen Maßnahmen auf natürli- 
che und juristische Personen anwendbar sind. 


Artikel 12 

Gemeinsame Maßnahmen im Sinne von Artikel 6 
Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates 
vom 21. April 1970 über die Finanzierung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik, zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2788/72, sollen konjunktu- 
relle Maßnahmen sein, die insbesondere folgendes 
ermöglichen: 

a) die endgültige Einstellung der Tätigkeit der 
technisch oder wirtschaftlich veralteten Hoch- 
seefischereifahrzeuge, 

b) die vorübergehende Einstellung der Tätigkeit 
der Hochseefischereifahrzeuge, 

c) die Verringerung der Fischereitätigkeit der Mit- 
gliedern anerkannter Erzeugergemeinschaften 
gehörenden Schiffe im Rahmen von durch diese 
Erzeugergemeinschaften aufgestellten Fangplä- 
nen, 

d) die Intensivierung der Forschung im Hinblick 
auf die Nutzung neuer Arten oder neuer Fang- 
gründe, 

e) die Intensivierung der Erforschung von Techno- 
logien, mit denen die Vermarktungsbedingungen 
von gegenwärtig für die menschliche Ernährung 
nicht oder wenig verwendeten Fischarten valo- 
risiert und verbessert werden sollen, 

f) die schrittweise Umstellung bestimmter Betriebs- 
ausrüstungen, mit denen erhebliche Mengen von 
Fischmehl und Fischöl erzeugt werden. 


Artikel 13 

1. Die Kommission setzt einen wissenschaftlichen 
und technischen Fischereiausschuß ein. Der 
Ausschuß wird regelmäßig gehört und erstellt 
jährlich einen Bericht über den Stand der 
Fischereiressourcen sowie über die Vorausset- 
zungen für die Erhaltung der Fanggründe und 
der Fischbestände. 


Artikel 14 

1. Es wird ein Verwaltungsausschuß für Fischerei- 
ressourcen — im folgenden „Ausschuß" genannt 
— eingesetzt, der sich aus Vertretern der Mit- 
gliedstaaten zusammensetzt und unter dem Vor- 
sitz eines Vertreters der Kommission Zusammen- 
tritt. 

2. In diesem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Abs. 2 des Ver- 
trages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der 
Abstimmung nicht teil. 


Artikel 15 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsit- 
zende entweder von sich aus oder auf Antrag des 
Vertreters eines Mitgliedstaats den Ausschuß. 
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2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet ei- 
nen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen inner- 
halb einer Frist, die der Vorsitzende entspre- 
chend der Dringlichkeit der zu prüfenden Fra- 
gen bestimmen kann, Stellung. Die Stellungnah- 
me kommt mit einer Mehrheit von einundvierzig 
Stimmen zustande. 

3. Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort 
anwendbar sind. Entsprechen jedoch diese Maß- 
nahmen nicht der Stellungnahme des Ausschus- 
ses, so werden sie dem Rat von der Kommission 
alsbald mitgeteilt; in diesem Fall kann die Kom- 
mission die Anwendung der von ihr beschlosse- 
nen Maßnahmen bis zur Dauer von höchstens 
einem Monat nach dieser Mitteilung ausset- 
zen. 


Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit binnen 
einer Frist von einem Monat anders entschei- 
den. 

Artikel 16 

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, die 
ihm der Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaats vorlegt. 


Artikel 17 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 
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Begründung 


Interne Regelung 

Die Kommission hat dem Rat in ihrer Mitteilung 
vom 18. Februar 1976 eine Reihe von Leitlinien vor- 
geschlagen, die im Anschluß an die Einführung von 
200-Meilen-Wirtschaftszonen einer Gemeinschafts- 
regelung zur Bewirtschaftung der Fischressourcen 
zugrunde gelegt werden könnten. 

Die kurz bevorstehende Schaffung dieser Zonen 
wird sich zwangsläufig in erheblichem Maße auf 
die Bedingungen der Gemeinschaftsfischerei aus- 
wirken. 

Angesichts der zunehmenden Neigung zahlreicher 
Länder mit umfangreicher Fischereitätigkeit, ihre 


Fischereizonen einseitig auf 200 Mellen auszudeh- 
nen, ohne die Ergebnisse der Dritten Seerechtskon- 
ferenz der Vereinten Nationen abzuwarten, ist näm- 
lich mit einem Ausbau der Fischereitätigkeiten der 
Drittländer in ihren derzeitigen oder künftigen 200- 
Meilen-Zonen und mit einer starken Verringerung 
der Fangmöglichkeiten für die Gemeinschaftsfi- 
scher, die bisher in den besagten Zonen tätig wa- 
ren, zu rechnen. 

Infolge dieser Entwicklung werden sich die Fang- 
anstrengungen der Mitgliedstaaten und bestimmter 
Drittländer auf die „Gemeinschafts "-Zone verla- 
gern. Diese Umstellung droht den Schwund der 
schon jetzt gefährdeten Bestände zu beschleunigen, 


Schaubilder 1 und 2 


Entwicklung der Fanganstrengungen und der Fangergebnisse 
je Einsatzeinheit bei Seezungen in der Nordsee 



Quelle: ICES — Symposium über die Veränderungen in den Nordsee-Fichbeständen und deren Ursachen — Nr. 30 
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falls keine Beschränkung oder eine Regelung zur 
Sicherstellung der rationellen Bewirtschaftung der 
Ressourcen eingeführt wird. 

Um zu vermeiden, daß diese Lage eintritt, hat sich 
die Gemeinschaft den Grundsatz einer konzertier- 
ten Aktion zu eigen gemacht, in deren Rahmen die 
Mitgliedstaaten die Grenzen ihrer jeweiligen 
Fischereizonen auf 200 Meilen ausdehnen würden, 
wobei die Fischerei innerhalb dieser Grenzen den 
Grundsätzen und Bestimmungen der gemeinsamen 
Fischereipolitik unterliegt. 

1. Derzeitiger Stand der Fischressourcen 

Einige der wichtigsten Fischarten im Nordatlantik 
und Mittelmeer werden, von wenigen Ausnahmen 
abgesehen, seit 20 Jahren übermäßig ausgebeutet. 
Schuld daran ist vor allem eine technische Über- 
ausstattung der Flotten im Verhältnis zu den vor- 
handenen Ressourcen; als Folge hiervon sind die 
Bestände nach und nach unter ihr optimales Pro- 
duktionspotential zurückgefallen. 


Unter diesen Umständen würden größere Fangan- 
strengungen künftig nicht mehr zu einer Steigerung 
der Fangergebnisse führen, sondern zweifellos ei- 
nen gefährlichen Schwund der Ressourcen und da- 
mit für die Fischer eine rückläufige Rentabilität der 
Fischereitätigkeit und einen Einkommensrückgang 
zur Folge haben. Dieser Zustand ist bei verschiede- 
nen Fischarten bereits erreicht. Wie aus nachste- 
henden Schaubildern hervorgeht, stand beispiels- 
weise bei der Seezunge den seit 1950 verfünffach- 
ten Fanganstrengungen keine entsprechende Steige- 
rung der Fänge gegenüber; vielmehr sind die Erträ- 
ge im gleichen Zeitraum {1950 bis 1975) doppelt so 
schnell zurückgegangen. 

Der gleiche Prozeß war in der Vergangenheit be- 
reits bei den Heringsbeständen der „skandinavi- 
schen atlantischen" Arten aufgetreten, die vor eini- 
gen Jahren fast ausgerottet wurden. Wie sich aus 
nachstehenden Schaubildern ergibt, haben auch die 
Heringsbestände der Nordsee eine kritische Über- 
fischungsphase erreicht, die ohne eine unverzügli- 
che Aktion mit scharfen Maßnahmen zur Beschrän- 


Schaubilder 3 und 4 

Entwicklung des Volumens der Bestände an ausgewachsenem Hering 
in der Nordsee und Sterblichkeit (1950 bis 1975) 


Volumen der Bestände Sterblichkeit infolge des Fischfangs 

In Milliarden Stück (proportional zur Fanganstrengung) 



Quelle: ICES — Symposium über die Veränderungen in den Nordsee-Fischbeständen und deren Ursachen — Nr. 16 
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kung der Fänge nicht überwunden werden kann, 
zumal sich die auf den Fischfang zurückzuführende 
Sterblichkeit seit 1950 ebenfalls vervierfacht hat. 

Auch bei den meisten anderen in Gemeinschaftsge- 
wässern vorhandenen Beständen wie Makrele, Ka- 
beljau und Scholle dürfte sich die Lage ohne Maß- 
nahmen zu ihrem Schutz und zur wirksamen Kon- 
trolle der Fanganstrengungen (siehe Anhang) be- 
sorgniserregend entwickeln. 

Schuld an dieser Lage sind das viel zu intensive 
Abfischen, das vor allem durch einen ungeordneten 
Wettbewerb zwischen Fischern ein und desselben 
Staates oder verschiedener Staaten entstanden ist, 
ferner die oft unsinnigen Investitionen und das sehr 
schnelle Anwachsen bestimmter Industrieflotten. 
Auch das Fehlen bestimmter Wirtschaftsinformatio- 
nen und die unterschiedlichen Auffassungen über 
das tatsächlich erreichte Nutzungsniveau standen 
der Einführung wirksamer Maßnahmen im Wege. 

Um eine derartige, auf einzelstaatlicher Ebene nicht 
zu bewältigende Entwicklung einzudämmen, wäre 
es erforderlich gewesen, daß die internationalen 
Fischereikommissionen ^), in denen die betreffen- 
den Mitgliedstaaten mitarbeiten, über ausreichende 
Vollmachten zur Ergreifung angemessener Vor- 
schriften verfügen. Daß diese Kommissionen nicht 
eingreifen konnten, dürfte hauptsächlich in ihrer 
Natur selbst liegen. Sie besitzen lediglich einfache 
Empfehlungsbefugnisse 

Sie konnten deshalb auch kein angemessenes Kon- 
trollsystem entwickeln; für die Abwehr der wirt- 
schaftlichen und sozialen Folgen, die sich aus einer 
echten Politik der Erhaltung und Aufstockung der 
Bestände unvermeidlich ergeben, fehlten ihnen die 
erforderlichen Aktionsmittel. 

Somit wird deutlich, daß das Fehlen einer kohären- 
ten und rationellen Politik auf nationaler und inter- 
nationaler Ebene Hauptursache für die vorstehend 
geschilderte kritische Lage der Bestände ist. 

2. Ziele 

Die Gemeinschaftszone wird sich künftig auf zahl- 
reiche und potentiell reiche Fischgründe erstrek- 
ken, für deren Schutz und Bewirtschaftung die Ge- 
meinschaft zuständig ist. 

Die Überfischung dieser Gründe in der Vergangen- 
heit hat optimale Erträge bisher nicht zugelassen. 

Unter diesen Umständen ist es Aufgabe der Ge- 
meinschaft, unverzüglich den Schutz der Fischgrün- 


NEAFC: Kommission der nordostatlantischen Fische- 
reikonferenz (24. Januar 1950) 

ICNAF; Internationale Kommission der Nordwest- 
atlantischen Fischereikonvention (3. August 
1959) 

^) Die praktische Tragweite der Empfehlungsbefugnisse 
dieser Kommissionen wird vor allem dadurch weiter 
eingeschränkt, daß diese Aktion in verschiedenen 
Fällen durch das Einwandverfahren zunichte gemacht 
wird, das jeder Vertragspartner in Anspruch nehmen 
kann, um Zwängen zu entgehen, selbst wenn diese auf- 
grund von unwiderlegbaren wissenschaftlichen Erwä- 
gungen als notwendig erkannt wurden. 


de und die Erhaltung und Wiederauffüllung der Be- 
stände durch eine geeignete Politik zu gewährlei- 
sten; die Gemeinschaft muß ferner eine schrittweise 
Neuordnung der Wirtschaftstätigkeit in diesem Be- 
reich nach Maßgabe des Umfangs der nach ihrer 
Wiederauffüllung jährlich nutzbaren Ressourcen 
vornehmen. 

Die optimale Bewirtschaftung der Ressourcen, die 
durch die neuzuschaffende Regelung erreicht wer- 
den soll, setzt zwangsläufig bei den Mitgliedstaaten 
kurzfristig Opfer voraus. Mit den künftigen Maß- 
nahmen soll durch eine Einschränkung der Fangan- 
strengungen in erster Linie das Aussterben der be- 
drohten und die Wiederauffüllung der derzeit über- 
mäßig ausgebeuteten Bestände erreicht werden. 
Zwar werden diese Maßnahmen zunächst zu einer 
Einschränkung der Fischereitätigkeiten führen, auf 
die Dauer jedoch den Weg für optimale Fangerträ- 
ge ebnen und günstige Auswirkungen auf die Ren- 
tabilität der Flotten und auf die Einkommen der Fi- 
scher haben. 

Unter diesem Gesichtspunkt hat die Kommission 
ihre Vorschläge auf drei grundlegende Erwägungen 
gestützt: 

— Erstens: es liegt kurz- und langfristig im Interes- 
se von Fischern und Verbrauchern, eine optima- 
le Nutzung der biologischen Ressourcen der Ge- 
meinschaftszone sicherzustellen. Aus dieser 
Überlegung ergibt sich die unverzichtbare Not- 
wendigkeit, wirksame Maßnahmen zur Erhal- 
tung, Aufstockung und Bewirtschaftung dieser 
Ressourcen zu treffen. 

— Zweitens: im Rahmen der Bewirtschaftung der 
Ressourcen muß der Beschäftigungs- und Ein- 
kommensstand der wirtschaftlich benachteilig- 
ten Küstengebiete bzw. der Gebiete, die in star- 
kem Maße von der Fischerei abhängen, erhalten 
werden. 

— Drittens: in den kommenden fünf Jahren müssen 
die Bemühungen um eine Anpassung der Flotten 
an die Fangmöglichkeiten verstärkt und hierfür 
besondere, aus Gemeinschaftsmittein zu finan- 
zierende Maßnahmen getroffen werden. 

Parallel zu dem Verfahren, das zur Verabschiedung 
der internen Regelung durch den Rat führen soll, 
muß sich die Gemeinschaft bemühen, durch Ver- 
handlungen mit den Drittländern das für ihre Fi- 
scher mögliche Fangvolumen auszuweiten und in 
der Gemeinschaftszone die nutzbaren Ressourcen 
durch Einschränkung oder gegebenenfalls durch 
völliges Einstellen der Fangtätigkeiten der Drittlän- 
derflotten zu maximieren. 


3. Vorgeschlagene Maßnahmen 

Die Gemeinschaft verfügt im Rahmen ihrer gemein- 
samen Politik bereits über verschiedene Aktions- 
mittel. Die neuen Umstände erfordern den breiteren 
und gründlicheren Einsatz dieser Mittel, in einigen 
Fällen auch die Schaffung ergänzender Instrumente. 
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3.1. Erhaltung und Aufstockung der Ressourcen 

Die künftige Politik zur Erhaltung der Bestände 
kann nur dann die erstrebte Wirkung haben, wenn 
eine rationelle Politik auf der Basis einer Einzelbe- 
wirtschaftung der Bestände oder Bestandsgruppen 
in einem bestimmten Meeresteil eingeführt wird. 
Diese Maßnahmen müssen insbesondere Vorschrif- 
ten über zuverlässige Fanggeräte, die Schaffung 
von Zonen, in denen bestimmte saisonale oder 
Langzeitfänge untersagt sind, und eine Beschrän- 
kung der Fänge durch Festsetzung eines Jahreskon- 
tingents an zulässigen Fängen (TAC) mit dem mög- 
lichen Fernziel einer generellen Regelung und Kon- 
trolle der Fanganstrengungen umfassen. 

Unter diesem Gesichtspunkt schlägt die Kommission 
die Einführung eines Gemeinschaftssystems zur Be- 
wirtschaftung der Fischressourcen vor, das sich auf 
ständige Regeln zur Erhaltung und Kontrolle dieser 
Ressourcen stützt. 

Dieses System würde insbesondere einen Mechanis- 
mus zur Aufteilung der Quoten umfassen, der zu- 
nächst für einen Zeitraum von fünf Jahren gelten 
soll. 

Nach Ablauf der genannten Frist soll dieser Me- 
chanismus anhand der Ergebnisse der bisher ange- 
wandten Schutzmaßnahmen und der Veränderun- 
gen in der Struktur der Fischereiflotten überprüft 
werden, die im Anschluß an die auf die Flotten der 
Mitgliedstaaten in den verschiedenen traditionellen 
Fischereizonen zukommenden veränderten Bedin- 
gungen für die Nutzung der Ressourcen notwendig 
werden. 

Im Rahmen der Politik zur Erhaltung der Bestände, 
verdient der Fischfang zu industriellen Zwecken 
(Fischmehl) besondere Prüfung. Viele Bestände von 
Fischarten mit hohem Marktwert, die für den 
menschlichen Verbrauch bestimmt sind, werden 
durch diese Fänge stark in Mitleidenschaft gezo- 
gen, da sie entweder im Rahmen von Fangtätigkei- 
ten zu industriellen Zwecken zufällig mitgefischt 
werden oder aber indirekt insofern betroffen sind, 
als bei diesen Fangtätigkeiten Arten abgefischt wer- 
den, die den Fischarten mit hohem Marktwert als 
Nahrung dienen. Der Fischfang zu industriellen 
Zwecken soll aber nicht nur Gegenstand allgemei- 
ner Bestandserhaltungsmaßnahmen sein, sondern 
müßte auch nach seinem Einfluß auf das Gleichge- 
wicht zwischen den für den menschlichen Ver- 
brauch bestimmten Arten beurteilt werden. 

3.1.1. Küstenfischerei 

In diesem Rahmen verdient die Stellung der Kü- 
stenfischerei, deren Lebensinteressen bei dem Pro- 
zeß der Anpassung der Gemeinschaftsfischerei an 
die neue Lage gefährdet sein könnten, ganz beson- 
dere Aufmerksamkeit. 

Diese Art Fischfang ist in zahlreichen Küstengebie- 
ten der Gemeinschaft ein wirtschaftlich und sozial 
wichtiger Faktor, da er die Haupttätigkeit oder so- 


gar die ausschließliche Tätigkeit der dortigen Be- 
völkerung bildet. 

Die Fischereiflotte der Gemeinschaft besteht aus 
rund 45 000 Fahrzeugen, die größtenteils unter 18 m 
Länge in der Wasserlinie aufweisen; im allgemei- 
nen liegt ihr Tätigkeitsfeld in der Nähe des Heimat- 
hafens und ihre Ausfahrten dauern durchschnitt- 
lich höchstens 2 Tage. In diesem Bereich sind rund 
80 von Hundert der Fischer der Gemeinschaft voll- 
zeitlich tätig; zählt man ihre Familienmitglieder 
und die an Land in Nebentätigkeiten beschäftigten 
Arbeitskräfte hinzu, so dürfte das Einkommen von 
schätzungsweise rund 600 000 Personen von diesem 
Erwerbszweig abhängen. Obwohl die Küstenfische- 
rei zum größten Teil aus mittelständischen Unter- 
nehmen besteht, die infolge der Überalterung der 
Produktionsmittel und der finanziell schwachen Ba- 
sis der Betriebe ernsten Problemen gegenüberste- 
hen, sind ihre Entwicklungsmöglichkeiten unter an- 
derem wegen der Anpassungsfähigkeit dieser Be- 
triebe und der geringen Entfernung der Fischgrün- 
de von den Heimathäfen nicht gering einzuschät- 
zen. Angesichts dieser Faktoren könnte der Schutz 
der küstennahen Bestände gleichzeitig durch beson- 
dere Maßnahmen zur Bestandserhaltung und durch 
einen gerechten Ausgleich zwischen den Belangen 
der Küstenfischerei und den Belangen der Hochsee- 
fischerei erreicht werden. 

Die derzeitigen Rechtsvorschriften der Gemein- 
schaft erkennen der Küstenfischerei bestimmte 
Vorrechte zu; sie umfassen verschiedene Abwei- 
chungen vom Grundsatz gleicher Bedingungen für 
den Zugang zu den Fischgründen und zu deren 
Nutzung in den unter die Hoheit bzw. Gerichtsbar- 
keit der Mitgliedstaaten fallenden Meeresgewäs- 
sern (Artikel 2 der Verordnung [EG] 101/76 vom 
28. Januar 1976). In den hinter der Grenze von 
sechs Seemeilen liegenden Gewässern kann die 
Fangtätigkeit nach Artikel 100 der Beitrittsakte auf 
Fahrzeuge beschränkt werden, deren Fischereitätig- 
keit herkömmlicherweise in diesen Gewässern bzw. 
ab Häfen der Anliegerzone betrieben wird. 

Bei einer Reihe der in Artikel 101 der Beitrittsakte 
angegebenen Zonen wurde die Grenze von 6 Mei- 
len auf 12 Meilen ausgedehnt. In dem 6-Meilen- 
Streifen wie auch in den 12-Meilen-Zonen werden 
die Fischereirechte, die die Mitgliedstaaten dem je- 
weiligen Küstenstaat gegenüber am 31. Januar 1971 
geltend machen konnten, beibehalten (Artikel 100 
Abs. 2). 

Alle diese abweichenden Maßnahmen gelten nur 
bis zum 31. Dezember 1982. Der Rat hat jedoch un- 
ter den Bedingungen des Artikels 103 der Beitritts- 
akte die sich aus diesen Abweichungen möglicher- 
weise ergebenden Bestimmungen zu prüfen. 

Bei der neuen Lage, die sich nach Einführung der 
Meereswirtschaftszone von 200 Meilen ergeben 
wird, sind insbesondere angesichts der Bestandser- 
haltungsmaßnahmen, die innerhalb angemessener 
Fristen für die Wiederauffüllung der Bestände auf 
ein optimales Niveau getroffen werden müssen, für 
die Küstenfischerei ergänzende Bestimmungen not- 
wendig. 
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Zu diesem Zweck wird vorgeschlagen: 

a) auf die zwischen dem 6- und dem 12-Meilen- 
Gürtel gelegenen Zonen, die in Artikel 101 der 
Beitrittsakte nicht erfaßt sind, die in diesem Ar- 
tikel vorgesehene Regelung anzuwenden; unter 
diesen Bedingungen bleiben die besonderen 
Fischereirechte bestehen, die die Mitgliedstaa- 
ten bei Inkrafttreten dieser Maßnahme gegen- 
über dem Küstenstaat in diesen Zonen bean- 
spruchen konnten; 

b) der Rat möge unverzüglich eine Entscheidung 
zur Verlängerung der Regelung nach Arti- 
kel 100 und 101 der Beitrittsakte über den 
31. Dezember 1982 hinaus treffen und möge be- 
schließen, daß die unter a genannten Maßnah- 
men so lange gelten, als die betreffende Rege- 
lung in Kraft ist; 

c) die in Absatz a genannten besonderen Fischerei- 
rechte sowie diejenigen Fischereirechte, die die 
Mitgliedstaaten in den in den Artikeln 100 und 
101 der Beitrittsakte genannten Zonen gemäß 
Artikel 100 Abs. 2 geltend machen können, soll- 
ten nur im Rahmen der Erfordernisse der Be- 
standserhaltung ausgeübt werden. Die erforder- 
liche Kontrolle könnte über die Gewährung von 
Fischereilizenzen erfolgen. 

Die in a, b und c genannten Bestimmungen würden 
vom Rat an Hand eines Berichtes der Kommission 
vor dem 31. Dezember 1982 überprüft werden. Falls 
der Rat auf Vorschlag der Kommission keine ge- 
genteilige Entscheidung treffen sollte, würden diese 
Bestimmungen in Kraft bleiben. 

In einigen wirtschaftlich benachteiligten maritimen 
Randgebieten der Gemeinschaft, die in der Nähe 
umfangreicher Fischgründe gelegen sind, ist die 
örtliche Bevölkerung außerdem besonders auf den 
Fischfang und die damit verbundenen Industrie- 
zweige angewiesen, in denen der überwiegende 
Teil der Erwerbsbevölkerung beschäftigt ist und auf 
die im wesentlichen das Regionalprodukt entfällt. 
Diese Situation stellt sich in Irland und im nördli- 
chen Teil des Vereinigten Känigreichs. Wenn es 
sich als notwendig erweisen sollte, durchgreifende 
Erhaltungsmaßnahmen für einige Bestände zu tref- 
fen, die für die Fischereiwirtschaft dieser Regionen 
besonders wichtig sind, so können diese Maßnah- 
men das Einkommensniveau der betreffenden Be- 
völkerung erheblich beeinträchtigen. 

Daher wird vorgeschlagen, diese besondere Situa- 
tion zu berücksichtigen und die Bestimmungen über 
die Ausübung der Fischerei in den 0- bis 12-Mei- 
len-Zonen durch Bestimmungen zu ergänzen, auf 
Grund deren den Fischern in diesen Gebieten bei 
der Verteilung der Quoten eine zusätzliche Quote 
zugeteilt werden kann. 

* 

Mit diesen Bestimmungen lassen sich allerdings 
nicht alle besonderen Probleme der Fischereizonen 
um Grönland lösen. Daher müssen diese Bestim- 
mungen vervollständigt werden; die Kommission 
wird später diesbezügliche Vorschläge unterbrei- 
ten. 


3.1.2. Die Bewirtschaftung der Fischereiressourcen 
in der künftigen Gemeinschaftszone 

A. Gemeinschaftliche Struktur 

für die Bewirtschaftung der biologischen 
Ressourcen in dieser Zone 

Voraussetzung für die Bewirtschaft der biologi- 
schen Reichtümer der Gemeinschaft ist die Einrich- 
tung eines gemeinschaftlichen Bewirtschaftungssy- 
stems, dessen Struktur und Arbeitsweise sich in 
großen Zügen wie folgt zusammenfassen lassen; 

— Die Laboratorien und statistischen Ämter der 
Mitgliedstaaten liefern einem vor der Gemein- 
schaft eingesetzten Wissenschaftlich-technischen 
Fischereiausschuß jährlich alle erforderlichen In- 
formationen für die Ausarbeitung der Kommis- 
sionsvorschläge über die Bewirtschaftung der 
biologischen Ressourcen der Gemeinschaftszone. 

— Dieser Ausschuß hat je nach Fall für die einzel- 
nen Bestände bzw. Bestandsgruppen die optima- 
len Bewirtschaftungsbedingungen zu prüfen und 
jährlich einen Bericht für die Gemeinschaftsor- 
gane zu erstellen. Diese Funktion wird nicht nur 
für die Bestände in den Gewässern der Gemein- 
schaft, sondern in Übereinstimmung mit den be- 
teiligten Parteien auch auf die gemischten Be- 
stände, die von der Gemeinschaftszone in die 
Gewässer der Drittländer ziehen und umgekehrt 
gelten. 

— Die Kommission wird aufgrund dieses Berichtes 
sowie aller anderen zur Verfügung stehenden 
geeigneten Unterlagen ihre Vorschläge an den 
Rat ausarbeiten (und gegebenenfalls die Proble- 
me der Fischereiabkommen mit den Drittländern 
einbeziehen). 

— Nach der Annahme durch den Rat werden die 
Maßnahmen von der Kommission nach dem Ver- 
fahren des Verwaltungsausschusses durchge- 
führt. Zu diesem Zweck wird ein Verwaltungs- 
ausschuß für Meeresressourcen bei der Kommis- 
sion eingesetzt. 

B. Bewirtschaftungsmaßnahmen 

a) Festsetzung des Jahreskontingents an zulässigen 
Fängen (TAC) 

Die Festsetzung eines TAC für die einzelnen Be- 
stände oder Bestandsgruppen gilt heute für die mei- 
sten Arten als eines der wirksamsten Mittel zur Si- 
cherstellung eines optimalen Ertrags der Ressour- 
cen. Die Festsetzung eines TAC wird ferner von zu- 
sätzlichen Maßnahmen flankiert (Maschenweite der 
Netze, Fangzeiten usw.), die geeignet sind, die Fän- 
ge von Jungfischen zu vermeiden, um die optima- 
len Ertragsbedingungen der Bestände zu erhalten. 

b) Aufteilung der Quoten 

Nach der Festsetzung der TAC nach Beständen 
oder Gruppen von Beständen wird die Gemein- 

Der Begriff „Bestand" oder „Gruppe von Beständen" 
würde in Anlehnung an die von den Internationalen 
Fischereikommissionen bisher beschlossenen Klassifi- 
kationen festgelegt werden. 
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Schaft die zulässigen Fänge zwischen den Fischern 
der verschiedenen Mitgliedstaaten gerecht aufteilen 
müssen. Diese Fangmenge wird den gesamten TAC 
entsprechen abzüglich der Gesamtfänge, die gege- 
benenfalls den Drittländern in der Gemeinschaftszo- 
ne zugestanden werden, und zuzüglich der der Ge- 
meinschaft in den Gewässern der Drittländer zuge- 
standenen Fänge. 

Die Aufteilung der Fänge zwischen den Fischern 
der Mitgliedstaaten in der 0- bis 200-Meilen-Zone 
kann in den nördlichen Gebieten Großbritanniens 
und in Irland zu besonders schweren Auswirkun- 
gen sozialer und wirtschaftlicher Art führen, beson- 
ders wenn die Fanghöhe für eine bestimmte Fisch- 
art gegenüber der früheren Tätigkeit verringert 
wird. 

Daher wird vorgeschlagen, für jede der Hauptfisch- 
arten eine Gemeinschaftsreserve zu bilden, deren 
Menge jedes Jahr festgesetzt würde, wobei die Exi- 
stenzbedürfnisse der Fischer dieser Gebiete und der 
Umfang der Verringerung der zulässigen Fänge ge- 
genüber der früheren Tätigkeit zu berücksichtigen 
wären. Aus dieser Reserve könnte Fischern, die die 
betreffenden Fischbestände von jeher abgefischt 
haben, bevorzugt eine zusätzliche Menge zugeteilt 
werden. 

Bei der Verteilung der Fänge, abzüglich dieser Re- 
serve, würde man von den über einen noch festzu- 
legenden Bezugszeitraum hin berechneten früheren 
Fischfangleistungen der Mitgliedstaaten ausgehen. 

Das Verfahren für die Aufteilung der Quoten sollte 
vor dem 31. Dezember 1982 überprüft werden, damit 
an Hand der Erfahrung und der Ergebnisse des Be- 
stands der Erhaltungspolitik die Maßnahmen fest- 
gelegt werden können, die auf diesem Gebiet über 
diesen Zeitpunkt hinaus angewendet werden müs- 
sen. 

c) Konti oll maßnahmen 

Die Anwendung einer Regelung für die Bewirt- 
schaftung der Fischereiressourcen, die auf der Ein- 
führung eines Systems von Fangquoten beruhen 
würde, muß zwangsläufig durch ein geeignetes 
Kontrollsystem auf gemeinschaftlicher Grundlage 
ergänzt werden. 

Diese Kontrolle, die die gesamten Maßnahmen zur 
Bestandserhaltung umfassen würde, müßte in einge- 
hender Weise durchgeführt werden; sie würde sich 
sowohl auf die Tätigkeit in den Fanggebieten als 
auch auf die Anlandemengen beziehen. Nur da- 
durch könnte gewährleistet werden, daß die den Fi- 
schern zur Wiederauffüllung der Ressourcen zuge- 
muteten Opfer nicht durch das undisziplinierte 
Vorgehen anderer Fischer zunichte gemacht wür- 
den, denen an der Einhaltung der Bestandserhal- 
tungsmaßnahmen und namentlich der Fangquoten 
weniger gelegen ist. 

Anders als die Internationalen Fischereikommissio- 
nen besitzt die Gemeinschaft jedoch durch den 
Vertrag und das Gemeinschaftsrecht über die not- 
wendigen Vollmachten, um zur Erreichung der ge- 
setzten Ziele und zu ihrer Einhaltung jegliche Maß- 
nahme, und sei sie auch zwingend, beschließen zu 


können. Unter diesem Blickwinkel wird vorgeschla- 
gen, eine Kontrolle der Fischereitätigkeit einzufüh- 
ren, die auf einem gemeinschaftlichen System der 
Fischereizonen beruhen soll. 

Die Anwendung dieser verstärkten gemeinschaftli- 
chen Kontrollmaßnahmen erfordert einen erheblich 
höheren Einsatz der einzelstaatlichen Verwaltun- 
gen, die im Rahmen der Gemeinschaft im wesentli- 
chen für die Durchführung der Gemeinschaftsrege- 
lung in ihren Gewässern verantwortlich sind. 

Dieses System, das schrittweise durchzuführen sein 
wird und die allgemeine Kontrolle der Fischereitä- 
tigkeit, die Kontrolle der Einhaltung der geltenden 
Bestimmungen sowie die Bekämpfung von Verstö- 
ßen ermöglichen soll, weist folgende Grundzüge 
auf: 

1. Einführung eines Lizenzsystems zur Registrie- 
rung der 

— Schiffe für den erwerbsmäßig betriebenen 
Fischfang, 

— selbständiger Fischer, die die Verantwortung 
für die Führung des Schiffes sowie der Fang- 
operationen haben; 

2. systematische Erfassung der Informationen über 
Ort, Intensität und Ergebnis des Fangeinsatzes 
eines jeden Schiffes; 

3. Aufbereitung der Angaben, die von den dem Li- 
zenzsystem unterliegenden selbständigen Fi- 
schern über die Fangtätigkeit eingehen, auf re- 
gionaler, nationaler oder gemeinschaftlicher 
Ebene ; 

4. Erstellung eines gestaffelten Systems von finan- 
ziellen Sanktionen oder Ordnungsstrafen, wobei 
letztere insbesondere Verwarnungen, Geldbußen 
sowie den vorübergehenden Entzug der Lizenz 
für den betreffenden selbständigen Fischer und 
im Falle der Wiederholung für das betroffene 
Schiff umfassen können. 

In einem ersten Stadium sollte dieses Lizenzsystem 
auf die Schiffe von Mitgliedstaaten Anwendung fin- 
den, die in den Küstenzonen anderer Mitgliedstaa- 
ten in einer Entfernung von 0 bis 12 Meilen fi- 
schen. 

Um die Kontrolle der angelandeten Mengen wirksa- 
mer zu machen, wird es nötig sein, eine Liste der 
zugelassenen Anlandungsorte aufzustellen und die 
Vermarktung bei den amtlich anerkannten Verstei- 
gerungsmärkten zu konzentrieren. Die Verpflich- 
tung, Fangbeschränkungen unterworfene Fischarten 
öffentlich abzusetzen, gibt zudem allen Betroffenen 
durch die übliche Veröffentlichung der Ergebnisse 
die Möglichkeit, sich über die Einhaltung der gel- 
tenden Vorschriften für Fangbeschränkungen zu 
vergewissern. 

3.2. Strukturmaßnahmen 

3.2.1. 

Die Flotten der Gemeinschaft sind so konzipiert 
worden, daß sie sich für bestimmte Nutzungsmodel- 
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le eignen, die sowohl auf die Art der zu nutzenden 
Ressourcen als auch auf die Schwierigkeiten geo- 
graphischer Art abgestellt sind (Entfernung der 
Fanggründe) . 

Diese Nutzungsmodelle entsprechen nicht mehr den 
neuen Bedingungen für die Fischereitätigkeit, die 
sich in der Gemeinschaft ergeben werden. 

Infolgedessen wird die Fangkapazität beträchtlich 
zu verringern und neu zu orientieren sein, um sie 
auf ein optimales Niveau im Vergleich zu den 
Fangmöglichkeiten zu bringen, jedoch auch, um die 
Strukturen an Land sowie die anderen Tätigkeiten, 
die mit dem Produktionsprozeß eng verbunden sind, 
anzupassen. Um diese Zielsetzungen zu erreichen, 
müssen verschiedene Maßnahmen vorgesehen wer- 
den, u. a.: 

— Globale Verringerung der derzeitigen Produk- 
tionskapazitäten der Flotten: 

Die praktische Durchführung dieser Maßnahme 
setzt voraus, daß eine Reihe von Schiffen der 
Hochseefischereiflotte entweder durch Abwrak- 
ken älterer Einheiten, die noch im Einsatz sind, 
durch Verkauf jüngerer Einheiten an Drittländer 
oder durch ihre Zuweisung zu anderen Zwecken 
als dem Fischfang außer Betrieb gesetzt werden. 
Der Umfang dieser Kapazitätsverringerung wird 
in der Hauptsache von den Fangmöglichkeiten 
abhängen, die in den Gewässern der Drittländer 
beibehalten werden können, sowie von den 
Kooperationsabkommen (Joint Ventures), die 
zwischen Reedereien der Gemeinschaft und Ree- 
dereien von Drittländern geschlossen werden 
können. 

— Schrittweise Umstellung der Flotten: 

Diese Umstellung wird schrittweise durchge- 
führt werden müssen, wobei den Erfordernissen 
einer rationellen Bewirtschaftung der Ressour- 
cen der Gemeinschaftszone, den Fangmöglich- 
keiten in den Gewässern der Drittländer sowie 
der Notwendigkeit Rechnung zu tragen ist, daß 
während einer Übergangszeit ein zu früher Ab- 
bau der Investitionen im Produktionspotential 
vermieden wird, da dieses später nach entspre- 
chenden Anpassungen für neue Erwerbstätigkei- 
ten verwendet werden könnte. 

Darüber hinaus muß jeder schwerwiegende 
wirtschaftliche Bruch zwischen den vor- und 
nachgeschalteten Produktionssektoren tunlichst 
vermieden werden. Dies bedeutet, daß jedes Mal 
alle relevanten regionalen Faktoren sowie alle 
Projekte zur Erschließung der Gemeinschaftskü- 
ste Berücksichtigung finden. 

— Angesichts der verschiedenen Maßnahmen, die 
auf Grund der oben beschriebenen Lage der 
Ressourcen — insbesondere bei den pelagischen 
Fischarten — , ferner der Interdependenz der Be- 
stände und der Notwendigkeit der Erhaltung ei- 
nes natürlichen Gleichgewichts in der marinen 
biologischen Kette getroffen werden müssen, 
wird in kurzer Frist auch eine beträchtliche 
Verringerung der Produktionskapazitäten bei 
Fischmehl erreicht werden müssen. 


3.2.2. Die vorgeschlagenen Sfrukfurmaßnahmen 

Hinsichtlich der Hochseefischerei wird die Gemein- 
schaft alsbald eine spezifische Aktion Vorschlägen 
müssen, um den wachsenden Schwierigkeiten zu 
begegnen, die die normale Ausübung der Fischerei 
unabänderlich zu beeinträchtigen und vorzeitige 
Initiativen auf den Plan zu rufen drohen. 

Obwohl der genaue Inhalt einer gemeinsamen Ak- 
tion erst später festgelegt werden kann, sollte be- 
reits jetzt vorgesehen werden, 

— konjunkturelle Maßnahmen zu treffen, um die 
schrittweise Umstellung der Schiffsausrüstungen 
zu erleichtern; 

— zur Verwirklichung der genannten Zielsetzun- 
gen Mittel aus dem EAGFL vorzumerken. 

A. Die konjunkturellen Maßnahmen sollen insbe- 
sondere zur endgültigen Einstellung der Tätig- 
keit der technisch oder wirtschaftlich veralteten 
Hochseefischereifahrzeuge sowie gegebenenfalls 
zur vorübergehenden Einstellung der Tätigkeit 
der Fischereifahrzeuge, die den neuen Nut- 
zungsbedingungen angepaßt werden können, 
beitragen. 

Sie sollen ferner zur Unterstützung der aner- 
kannten Erzeugergemeinschaften beitragen, die 
Fangpläne zur Verringerung der normalen Tä- 
tigkeit ihrer Schiffe vorsehen, um diese Tätig- 
keit den Fangquoten anzupassen, und die Auf- 
spürung neuer Arten oder die Nutzung neuer 
Fanggründe sowie die Erforschung von Techno- 
logien fördern, mit denen die Vermarktungsbe- 
dingungen von gegenwärtig für die menschliche 
Ernährung nicht oder wenig verwendeten Fisch- 
arten valorisiert und verbessert werden sollen. 

Schließlich sollen die konjunkturellen Maßnah- 
men schrittweise zur Umstellung bestimmter Be- 
triebsausrüstungen führen, mit denen erhebliche 
Mengen von Fischmehl und Fischöl erzeugt 
werden, sofern die Fortführung dieser Produk- 
tion im Widerspruch zu den allgemeinen Ziel- 
setzungen der Erhaltung der biologischen Mee- 
resressourcen steht. 

Wegen der Überkapazität im Fischereisektor 
müssen die nationalen Beihilfen für den Bau 
neuer Fischereifahrzeuge begrenzt und auf Ge- 
meinschaftsebene harmonisiert werden. 

B. Die Kommission wird dem Rat vor dem 1 . März 
1977 einen Vorschlag für eine gemeinsame Maß- 
nahme im Sinne des Artikels 6 Abs. 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 729/70 vorlegen, die dazu 
bestimmt ist, die strukturelle Anpassung des 
Hochseefischereisektors zu erleichtern. 

Eine solche Maßnahme wird natürlich zu finan- 
ziellen Folgen führen, die eine besondere An- 
strengung der Gemeinschaft erfordern wird. 
Obwohl es zur Zeit schwierig ist, eine detaillier- 
te finanzielle Schätzung vorzunehmen, könnte 
diese Anstrengung mit einem Betrag in Höhe 
von 400 Millionen Rechnungseinheiten, auf ei- 
nen Zeitraum von fünf Jahren auf geschlüsselt, 
beziffert werden. 
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4. Soziale Aspekte 

Die Maßnahmen zur Einschränkung der Fänge oder 
zur Überwachung der Fangtätigkeit, die erforderlich 
sind, um eine rationelle Bewirtschaftung der Res- 
sourcen der Gemeinschaftszone zu erreichen, kön- 
nen während einer Übergangszeit in einigen Kü- 
stengebieten der Gemeinschaft Auswirkungen auf 
die Tätigkeit der Seefischer und infolgedessen auf 
ihre soziale Lage haben. 

Die Mitgliedstaaten müssen darüber wachen, daß 
durch geeignete Vorschriften die Beibehaltung ei- 
nes Beschäftigungsniveaus gesichert wird, daß im 
Einklang mit den lokalen Notwendigkeiten steht. 
Diese Bestimmungen müssen insbesondere der Ent- 
wicklung der Initiativen auf dem Gebiet der Er- 
schließung der Küstengebiete Rechnung tragen und 
sicherstellen, daß Arbeitskräfte vorhanden sind, die 
sowohl zahlen- als auch leistungsmäßig der neuen 
Situation und ihrer voraussichtlichen mittel- und 
kurzfristigen Entwicklung angepaßt sind. 

In den Mitgliedstaaten haben die Seefischer mit 
wenigen Ausnahmen bereits heute Anspruch auf 
eine Reihe von Maßnahmen, die wie bei den ande- 
ren Sozialgruppen ihre Ausbildung und ihre soziale 
Sicherheit (u. a. die Arbeitslosenversicherung und 
die Altersrente) betreffen. 

Auf Gemeinschaftsebene findet der Europäische So- 
zialfonds auf Grund des Beschlusses des Rates (72/ 
428/EWG) vom 19. Dezember 1972 über die Beteili- 
gung des Fonds an Maßnahmen zugunsten von Per- 


sonen, die aus der Landwirtschaft ausscheiden, um 
eine außeilandwirtsciiaftliche Tätigkeit auszu- 
üben ^), auch auf Maßnahmen zur beruflichen Wie- 
deranpassung von Seefischern Anwendung, die die 
Seefischerei verlassen. Die anderen Finanzinstru- 
mente der Gemeinschaft wie Europäischer Fonds 
für regionale Entwicklung und EIB müssen eben- 
falls zur Schaffung neuer Beschäftigungsmöglich- 
keiten beitragen. 

Darüber hinaus sind dem Rat von der Kommission 
einige Maßnahmen für Seefischer, die Küstenfische- 
rei ausüben, vorgeschlagen worden, und diese 
werden zur Zeit von den zuständigen Stellen ge- 
prüft. 

Es erweist sich somit, daß in Anbetracht der Ver- 
schiedenheit der bestehenden nationalen Vorschrif- 
ten auf diesem Gebiet eine gemeinschaftliche Koor- 
dinierung erforderlich ist, um die auf sozialem Ge- 
biet gebotenen Möglichkeiten für die Fischer der 
Gemeinschaft zu harmonisieren. 

Parallel dazu müßten spezifische Gemeinschafts- 
maßnahmen in Ergänzung der bestehenden Bestim- 
mungen zur Verwirklichung der allgemeinen Ziel- 
setzungen der gemeinsamen Fischereipolitik beitra- 
gen und die Anpassung der betroffenen Seefischer 
an die strukturellen Schwierigkeiten dieses Sektors 
erleichtern. 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinischaften Nr. L 
291/158 vom 28. Dezember 1972 
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